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Keine Mehrwertsteuer auf subventionierten
Aufgaben (Mo. 16.3431)

Indirekte Steuern

„Keine Mehrwertsteuer auf subventionierten Aufgaben" beantragte eine Motion der
WAK-SR. Die Motion sah vor, dass vom Gemeinwesen ausgerichtete Subventionen zur
Erfüllung gesetzlicher Aufgaben, zum Beispiel die Pflege von Schutzwäldern, von der
Mehrwertsteuerpflicht ausgenommen werden sollen. Mit der Erfüllung dieser Aufgaben,
für welche die Kantone respektive Gemeinden Subventionen erhalten, können diese
auch Private betrauen. Ob diese mehrwertsteuerpflichtig sind, hängt – wie Stefan
Engler (cvp, GR) während der Behandlung im Ständerat erklärte – davon ab, ob ein
steuerbares Leistungsverhältnis oder eine nichtsteuerbare Subvention vorliegt, ob sich
eine Dienststelle eines Kantons oder einer Gemeinde als autonome Dienststelle
qualifiziert und ob es sich um eine hoheitliche Tätigkeit eines Gemeinwesens oder um
eine unternehmerische Tätigkeit handelt. In der Praxis lässt das Mehrwertsteuergesetz
zur Beantwortung dieser Fragen viel Ermessensspielraum offen und schafft damit
entsprechende Unsicherheiten für die Empfänger von Finanzhilfen und Subventionen
sowie für die Bundesämter. Entsprechend solle der Gesetzgeber eine klare Abgrenzung
vornehmen, so dass diese nicht durch die Praxis der eidgenössischen Steuerverwaltung
oder durch einen Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zustande kommen müsse.
Diese Problematik war zwar bereits im Rahmen der letzten Revision des
Mehrwertsteuergesetzes diskutiert worden, der Überarbeitungsbedarf war aber als so
grundlegend erachtet worden, dass damals darauf verzichtet worden war, der
bestehenden Revision eine entsprechende Ergänzung hinzuzufügen. 

Sowohl der Bundesrat als auch die WAK-NR sprachen sich für eine Annahme der Motion
aus, wiesen jedoch gleichermassen darauf hin, dass das neue Gesetz Gemeinwesen
gegenüber privaten Anbietern nicht privilegieren dürfe. Eine Minderheit der WAK-NR
beantragte die Ablehnung der Motion – nicht, weil sie keinen Revisionsbedarf sah,
sondern weil sie einerseits darauf bestand, dass möglichst viele Aufgaben vom
Privatsektor übernommen werden sollen, und sie andererseits bezweifelte, dass die
Regelung genügend präzise formuliert werden könne, damit eine Diskriminierung der
Privaten gegenüber den Gemeinwesen tatsächlich verhindert werden könne. So sei es
beinahe unumgänglich, dass eine entsprechende Revision Gemeinden erlauben würde,
anderen Gemeinden ihre Dienste mehrwertsteuerbefreit anzubieten, während Private
für dieselben Tätigkeiten mehrwertsteuerpflichtig wären. Nachdem die Motion vom
Ständerat ohne Gegenantrag angenommen worden war, folgte der Nationalrat der
Mehrheit der WAK-NR mit 120 zu 42 Stimmen bei 10 Enthaltungen und sprach sich
ebenfalls für die Motion aus. Nun liegt es an Bundesrat Maurer, die Revision wie
versprochen sofort anzugehen und sie noch im Jahr 2017 in die Vernehmlassung zu
schicken. 1

MOTION
DATUM: 15.06.2016
ANJA HEIDELBERGER

Mehrwertsteuerpflicht von Online-
Plattformen bei Verkäufen aus dem Ausland
in die Schweiz (Mo. 18.3540)

Indirekte Steuern

Im Sommer 2018 reichte Beat Vonlanthen (cvp, FR) eine Motion für eine
«Mehrwertsteuerpflicht von Online-Plattformen bei Verkäufen aus dem Ausland in
die Schweiz» ein. Dadurch sollen Mehrwertsteuerausfälle verhindert und faire
Bedingungen für die einheimischen Anbieter geschaffen werden. Denn trotz der Anfang
2019 in Kraft getretenen Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes würden die jährlichen
Mehrwertsteuerausfälle gemäss dem Motionär noch immer auf rund CHF 100 Mio.
geschätzt. So würden Versandplattformen zum Beispiel ihre Produkte unter dem
Namen von Marktplatzteilnehmern als Unterlieferanten versenden, wodurch sie nur als
Vermittler gälten und selbst nicht mehrwertsteuerpflichtig seien. Wie andere Staaten
müsse folglich auch die Schweiz hier handeln. Obwohl das EFD diesbezüglich bereits
eine Arbeitsgruppe eingesetzt hatte, solle die Motion als «zielgerichtete Unterstützung»
des Bundesrates angenommen werden. 
In der Herbstsession 2018 behandelte der Ständerat die Motion. Finanzminister Ueli
Maurer betonte, dass das EFD daran sei, eine Möglichkeit auszuarbeiten, wie die

MOTION
DATUM: 24.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Plattformen und nicht die Unterlieferanten, welche die Pakete letztlich lieferten,
besteuert werden könnten. Dies setze aber auch eine einfache EDV-Lösung voraus. Im
Namen des Bundesrates empfahl er die Motion zur Annahme, was der Rat in der Folge
stillschweigend tat. 2

Im März 2019 entschied sich auch der Nationalrat stillschweigend für die Annahme der
Motion Vonlanthen (cvp, FR), die eine «Mehrwertsteuerpflicht von Online-Plattformen
bei Verkäufen aus dem Ausland in die Schweiz» verlangte. Zuvor hatte sich bereits die
WAK-NR einstimmig für eine solche Regelung ausgesprochen. 3

MOTION
DATUM: 13.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2021 legte der Bundesrat eine umfassende Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes vor, in die er auch die Forderung von Beat Vonlanthen (damals
cvp, FR), «ausländische Online-Marktplätze und Dienstleistungs-Plattformen bei
Lieferungen oder Dienstleistungen in die Schweiz der Mehrwertsteuer zu
unterstellen», aufnahm. Folglich erachtete er die Motion in seiner Botschaft als erfüllt
und beantragte deren Abschreibung. Stillschweigend folgten Nationalrat (in der
Sondersession 2022) und Ständerat (in der Frühjahrssession 2023) diesem Antrag. 4

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

Mehrwertsteuer für ausländische Tour
Operators (Mo. 18.4363 & Mo. 18.4194)

Indirekte Steuern

Eine Korrektur der Änderung des Mehrwertsteuergesetzes bezüglich der
Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators forderte Hans Stöckli (sp, BE) im
Dezember 2018 in einer Motion. Per Anfang 2018 sei die Besteuerung ausländischer
Unternehmen geändert worden, wovon insbesondere grenznahe Unternehmen im
Bauhaupt- und -nebengewerbe betroffen waren. Dadurch müssten nun aber auch
ausländische Tour Operators, die in ihrem eigenen Namen Schweizer Leistungen wie
Übernachtungen und Gastronomie einkauften und darum für den Schweizer Tourismus
wichtig seien, auf ihrem gesamten erwirtschafteten Umsatz Mehrwertsteuern bezahlen,
nicht mehr nur wie bisher auf dem in der Schweiz erwirtschafteten Umsatz. Bei kleinem
Umsatz in der Schweiz überschritten Steuern und Regulierungskosten dadurch häufig
die Marge, so dass sie sich aus dem  Geschäft in der Schweiz zurückzögen. Für die Tour
Operators solle daher wieder auf die frühere Regelung zurückgegriffen werden, zumal
Veranstalter mit bedeutenden Aktivitäten in der Schweiz sowieso der Steuerpflicht für
Schweizer Unternehmer unterlägen.
Der Bundesrat präzisierte den Inhalt der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes:
Noch immer seien die Unternehmen nur auf dem in der Schweiz erwirtschafteten
Umsatz mehrwertsteuerpflichtig, jedoch seien seit Anfang 2018 alle Unternehmen
bereits ab einem Franken Umsatz, nicht mehr erst ab CHF 100'000 Umsatz
steuerpflichtig, sofern ihr Umsatz weltweit CHF 100'000 übersteige. Dadurch sollen in-
und ausländische Unternehmen gleich behandelt werden; bisher seien ausländische
Tour Operators gegenüber denjenigen in der Schweiz bevorteilt gewesen. Der
Bundesrat verwies zudem auf die neue Kombinationsregelung, welche neu für In- und
Ausland-Kombinationen gelte: Werden 70 Prozent der Leistungen einer
Leistungskombination im Ausland erbracht, sei die entsprechende Kombination nicht
mehrwertsteuerpflichtig. 

In der Frühjahrssession 2019 folgte der Ständerat einem Ordnungsantrag Noser (fdp,
ZH) und wies die Motion der WAK-SR zur Vorberatung zu. Dort soll die Motion
zusammen mit Massnahmen gegen den Einkaufstourismus behandelt werden. 5

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem der Ständerat die Motion Stöckli (sp, BE; Mo. 18.4194) für eine Anpassung der
Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators im März 2019 der WAK-SR zur
Vorberatung zugewiesen hatte, legte diese im Oktober 2020 ihren Bericht vor und
empfahl darin mit 11 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die Motion anzunehmen. Durch
die Erhebung der Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators auf den in der
Schweiz erwirtschafteten Umsatz anstelle ihres gesamten Umsatzes könne deren
administrativer Aufwand gesenkt werden, was auch «eine gewisse Ungleichbehandlung

MOTION
DATUM: 06.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 3



in- und ausländischer Reisebüros» rechtfertige. 
In der Zwischenzeit hatte auch der Bundesrat seine Meinung zum Anliegen geändert,
wie Finanzminister Maurer dem Ständerat in der Wintersession 2020 erklärte. Der
Bundesrat habe im Juni 2020 die Weiterentwicklung der Mehrwertsteuer mit einer
entsprechenden Gesetzesänderung in die Vernehmlassung geschickt, insofern sei die
Motion praktisch erfüllt. Ohne Gegenstimmen (31 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung) nahm
der Ständerat den Vorstoss in der Folge an. 

Nach Annahme der Motion Stöckli durch den Ständerat behandelte der Nationalrat die
ähnliche Motion von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363) noch in derselben Session. Mit
107 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte auch die grosse Kammer den Ausführungen
des Motionärs und des Finanzministers. Nicht überzeugt zeigten sich die Fraktionen der
Grünen und der Grünliberalen, eine grosse Mehrheit der SP-Fraktion sowie einzelne
Mitglieder der Mitte-Fraktion. 6

Obwohl beide Kammern je eine der beiden gleichlautenden und konnexen Motionen
von Erich von Siebenthal (svp, BE) und Hans Stöckli (sp, BE) für eine Anpassung der
Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators bereits angenommen hatten,
mussten sie in der Sommersession 2021 auch noch die jeweils andere Motion absegnen,
was sie deutlich taten: Der Nationalrat hiess die Motion Stöckli mit 166 zu 0 Stimmen
einstimmig gut, der Ständerat nahm die Motion von Siebenthal stillschweigend an. Dies
obwohl Finanzminister Maurer mit Verweis auf die Revision des
Mehrwertsteuergesetzes, das eine entsprechende Regelung bereits enthalte, aus
formellen Gründen die Ablehnung der Motion empfohlen hatte. 7

MOTION
DATUM: 09.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem der Bundesrat das Anliegen der Motionen von Erich von Siebenthal (svp, BE;
Mo. 18.4363) und Hans Stöckli (sp, BE; Mo. 18.4194) für eine Vereinfachung der
Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators in die Revision des
Mehrwertsteuergesetzes aufgenommen hatte und sowohl der Nationalrat (in der
Sondersession 2022) als auch der Ständerat (in der Frühjahrssession 2023) darauf
eingetreten waren, schrieben die beiden Kammern die Motionen stillschweigend ab. 8

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

Mehrwertsteuer. Beseitigung der
Ungleichbehandlung von Sport- und
Kulturvereinen (Mo. 17.3657)

Indirekte Steuern

Für eine Beseitigung der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen bei der
Mehrwertsteuer setzte sich Pierre-André Page (svp, FR) in seiner Motion ein. Aktuell
sind «für sportliche Anlässe verlangte Entgelte», zum Beispiel Startgelder, von der
Mehrwertsteuer ausgenommen, während bei kulturellen Anlässen Teilnahmegebühren
von aktiven Teilnehmerinnen und Teilnehmern (zum Beispiel Teilnehmende an
Musikwettbewerben), nicht aber vom Publikum entrichtete Entgelte wie
Eintrittsgebühren, mehrwertsteuerpflichtig sind. Zukünftig sollen nach Ansicht des
Motionärs kulturelle und sportliche Anlässe steuerlich gleich behandelt werden, wobei
er nicht definierte, wie dies zu geschehen habe. 
Der Bundesrat begründete den Unterschied in der Mehrwertsteuer zwischen den zwei
Bereichen mit der Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und im
Sozialbereich» vom 23. Mai 1995. Deren Anliegen waren teilweise in die folgende
Mehrwertsteuerreform aufgenommen worden, so dass die Initianten in der Folge
zurückgezogen worden war. Zusätzliche Steuerausnahmen für Kunstanlässe würden nun
aber nicht zu einer Verringerung, sondern verglichen mit allen übrigen steuerpflichtigen
Bereichen insgesamt zu einem Anstieg der rechtsungleichen Behandlung führen.
Deshalb empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung. 
Der Nationalrat entschied sich dennoch mit 161 zu 21 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) für
Annahme des Vorstosses, ablehnend votierten lediglich die Mehrheit der FDP-Fraktion
und ein Mitglied der GLP-Fraktion. 9

MOTION
DATUM: 13.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Ohne grosse Umschweife entschied sich der Ständerat in der Herbstsession 2019 in
Übereinstimmung mit einer ähnlich knappen Erklärung der WAK-SR – jedoch
ausdrücklich ohne den Segen des Finanzministers – dafür, der Motion Page (svp, FR) für
eine Beseitigung der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen bei der
Mehrwertsteuer zuzustimmen und damit eine neue Ausnahme im
Mehrwertsteuergesetz zu schaffen. 10

MOTION
DATUM: 18.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2021 legte der Bundesrat eine umfassende Teilrevision des
Mehrwertsteuergesetzes vor, in die er auch die Forderung von Pierre-André Page (svp,
FR), die Ungleichbehandlung zwischen Sport- und Kulturvereinen bei der
Mehrwertsteuer zu beheben, aufnahm. Folglich erachtete er die Motion in seiner
Botschaft als erfüllt und beantragte deren Abschreibung. Stillschweigend folgten
Nationalrat (in der Sondersession 2022) und Ständerat (in der Frühjahrssession 2023)
diesem Antrag. 11

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

Reduzierter Mehrwertsteuersatz für
Damenhygieneartikel (Mo. 18.4205)

Indirekte Steuern

Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019
eine Motion von Jacques-André Maire (sp, NE) für einen reduzierten
Mehrwertsteuersatz für Damenhygieneartikel an. Der Motionär verlangte damit, dass
die «paradoxe und befremdliche Regelung», gemäss der Damenhygieneartikel wie
Tampons, Binden und Slip-Einlagen zum Normaltarif von 7.7 Prozent besteuert werden,
geändert wird. Eine Unterstellung unter den reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2.5
Prozent würde die Gesamteinnahmen der Mehrwertsteuer lediglich um CHF 10 bis 15
Mio. oder um 0.5 Promille verringern, rechnete der Motionär in seiner Begründung vor.
Damit reagierte Maire auf die Ablehnung seiner 2016 eingereichten Motion (Mo.
16.4061), mit der er damals «grundlegende Hygieneartikel» wie Tampons und Binden,
aber auch WC-Papier oder Seife dem reduzierten Mehrwertsteuersatz unterstellen
wollte. Damals hatte der Bundesrat seine Empfehlung auf Ablehnung unter anderem mit
den zu hohen Kosten und der unklaren Abgrenzung von «grundlegenden
Hygieneprodukten» begründet. Das Argument der Diskriminierung der Frauen hatte er
damals damit bestritten, dass keine Diskriminierung vorliege, wenn nur ein Teil der
Bevölkerung ein Produkt benötige – genauso wie zum Beispiel auch Brillenträger von
der Mehrwertsteuer nicht diskriminiert würden.
Ähnlich wie bei der sogenannten «Pink Tax» oder beim «Gender Pricing», also dem
Aufpreis, der bei Produkten anfällt, die grossmehrheitlich von Frauen gekauft werden,
finden sich auch bei der Mehrwertsteuer zahlreiche Beispiele, bei denen Produkte für
Frauen höher besteuert werden als Produkte für Männer oder neutrale Produkte; ein
prominentes Beispiel ist Viagra, das dem reduzierten Steuersatz von 2.5 Prozent
unterstellt ist, wie verschiedene Medien berichteten. In den letzten Jahren wurden
diese Unterschiede in der Mehrwertsteuer in zahlreichen Staaten bekämpft. 12

MOTION
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 setzte sich der Ständerat gleichzeitig mit drei relativ
unterschiedlichen Motionen zum Thema «Mehrwertsteuer» auseinander: Neben der
Motion Maire (sp, NE) für einen reduzierten Mehrwertsteuersatz für
Damenhygieneartikel behandelte der Rat auch eine Motion Hess (mitte, BE; Mo. 17.4126)
für die Möglichkeit einer halbjährlichen Mehrwertsteuerabrechnung und die Motion
Riklin (damals cvp, ZH; Mo. 19.3783) für die Unterstellung von Pestiziden unter den
normalen Mehrwertsteuersatz. Gemeinsam hatten die drei Vorstösse, dass sie jeweils
vom Nationalrat angenommen worden und vom Bundesrat in die aktuelle
Mehrwertsteuerrevision aufgenommen respektive vom Parlament in deren Rahmen
diskutiert worden waren, noch bevor sie der Ständerat beraten hatte. Die kleine
Kammer entschied sich daher auf Antrag ihrer WAK, die Motionen abzulehnen, zumal
sie bereits vollständig (Mo. 18.4205) oder teilweise (Mo. 19.3783) erfüllt waren respektive
zumal sich der Ständerat für eine alternative Methode entschieden hatte (Mo.
17.4126). 13

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER
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Halbjährliche Abrechnung auch für die
effektive Abrechnungsmethode (Mo. 17.4126)

Indirekte Steuern

Eine Verringerung des Aufwandes von KMU bezweckte Lorenz Hess (bdp, BE) mit seiner
Motion für eine halbjährliche Abrechnung der Mehrwertsteuer auch für die effektive
Abrechnungsmethode zu erreichen. Aktuell muss die Mehrwertsteuerabrechnung
anhand der effektiven Abrechnungsmethode vierteljährlich, mit den alternativen
Saldosteuersätzen jedoch nur halbjährlich vorgenommen werden. Eine halbjährliche
Abrechnung bei der effektiven Abrechnungsmethode reduziere den bürokratischen
Aufwand von zwei Dritteln aller KMU, erklärte der Motionär. 
Dieser Darstellung widersprach der Bundesrat: Für Unternehmen mit
Vorsteuerüberschüssen – und solche hätten 2015 und 2016 mindestens die Hälfte aller
entsprechenden Unternehmen mindestens einmal aufgewiesen – sei eine
vierteljährliche Abrechnung aus Liquiditätsgründen attraktiver. Aufwendig für die
Unternehmen sei denn auch die Anwendung der Mehrwertsteuer im täglichen
Geschäftsverkehr, nicht in erster Linie die Mehrwertsteuerabrechnung, wie auch eine
Studie der PWC gezeigt habe. 
Diese Argumente überzeugten den Nationalrat jedoch nicht; er nahm die Motion in der
Sommersession 2019 mit 127 zu 62 Stimmen an. 14

MOTION
DATUM: 12.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 setzte sich der Ständerat gleichzeitig mit drei relativ
unterschiedlichen Motionen zum Thema «Mehrwertsteuer» auseinander: Neben der
Motion Hess (mitte, BE; Mo. 17.4126) für die Möglichkeit einer halbjährlichen
Mehrwertsteuerabrechnung behandelte der Rat auch eine Motion Riklin (cvp, ZH; Mo.
19.3783) für die Unterstellung von Pestiziden unter den normalen Mehrwertsteuersatz
und eine Motion Maire (sp, NE; Mo. 18.4205) für einen reduzierten Mehrwertsteuersatz
für Damenhygieneartikel. Gemeinsam hatten die drei Vorstösse, dass sie jeweils vom
Nationalrat angenommen und vom Bundesrat in die aktuelle Mehrwertsteuerrevision
aufgenommen respektive vom Parlament in deren Rahmen diskutiert worden waren,
noch bevor sie der Ständerat beraten hatte. Die kleine Kammer entschied sich daher
auf Antrag ihrer WAK, die Motionen abzulehnen, zumal sie bereits vollständig (Mo.
18.4205) oder teilweise (Mo. 19.3783) erfüllt waren respektive zumal sich der Bundesrat
für eine alternative Methode entschieden hatte (Mo. 17.4126). So hatte die Regierung
vorgeschlagen, KMU jährliche Abrechnungen zu ermöglichen. 15

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

Keine Behinderung der hausärztlich
koordinierten Versorgung durch den Fiskus
(Mo. 19.3892)

Krankenversicherung

Im Moment unterlägen die Leistungen von Ärztenetzen zur koordinierten
Heilbehandlung der Patientinnen und Patienten im Rahmen von Managed Care gemäss
Ruth Humbel (cvp, AG) der Mehrwertsteuer, da sie nicht als Heilbehandlung anerkannt
seien. Dadurch werde «ein wesentlicher Teil der erwirtschafteten Einsparungen
abgeschöpft». Daher wollte sie den Bundesrat mit einer Motion beauftragen, die
entsprechenden Leistungen als Teil der Heilbehandlung zu definieren und von der
Mehrwertsteuer auszunehmen. Der Bundesrat zeigte sich bereit, dieser Forderung bei
Managed Care Leistungen, nicht aber bei rein administrativen Leistungen
nachzukommen, und empfahl die Motion zur Annahme. Stillschweigend folgte der
Nationalrat in der Wintersession 2019 diesem Antrag. 16

MOTION
DATUM: 20.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Anfang September 2021 setzte sich die SGK-SR mit der Motion von Ruth Humbel (mitte,
AG) für eine Ausnahme der Leistungen von Ärztenetzen zur koordinierten
Heilbehandlung von der Mehrwertsteuer auseinander. Die Kommission befürwortete
sowohl das Anliegen der Motion als auch die Tatsache, dass der Bundesrat in der
Zwischenzeit der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes einen dazugehörigen
Umsetzungsvorschlag beigefügt hatte. Demnach sollen die entsprechenden Leistungen
neu dann von den Steuern ausgenommen werden, wenn sie mit Heilbehandlungen
zusammenhängen, nicht aber wenn es um rein administrative Leistungen geht.
Einstimmig empfahl die Kommission die Motion zur Annahme und der Nationalrat folgte
dieser Empfehlung in der Herbstsession 2021 stillschweigend. 17

MOTION
DATUM: 16.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Sommersession 2024 folgten die beiden Kammern dem Antrag des Bundesrats
und beschlossen, die Motion von Ruth Humbel (mitte, AG) abzuschreiben, welche
Leistungen von Ärztenetzen, die im Rahmen von Managed-Care-Verträgen vollzogen
wurden, von der Mehrwertsteuer befreien wollte. In seinem Bericht über die Motionen
und Postulate 2023 schrieb der Bundesrat, dass man die Motion als erfüllt erachte, da
man das Anliegen mit einer Änderung des Mehrwertsteuergesetzes umgesetzt habe. 18

MOTION
DATUM: 11.06.2024
NIC TÖNY

Pestizide sind dem normalen
Mehrwertsteuersatz zu unterstellen (Mo.
19.3783)

Indirekte Steuern

Im Juni 2019 beantragte Kathy Riklin (cvp, ZH), synthetische Pestizide zukünftig statt
dem reduzierten dem normalen Mehrwertsteuersatz zu unterstellen. Der Bundesrat
stellte sich ablehnend zur Motion und begründete die aktuelle Einstufung damit, dass
Vorleistungen für die Landwirtschaft genauso wie Lebensmittel früher gänzlich von der
Warenumsatzsteuer befreit gewesen seien, um eine Verteuerung der
Lebensmittelproduktion zu verhindern. Später habe man sie gemeinsam dem
reduzierten Satz zugeteilt, nun wolle man die verschiedenen Vorleistungen nicht
unterschiedlich besteuern. Zudem erwartete der Bundesrat von der vorgeschlagenen
Änderung keine starke Lenkungswirkung, da die Erhöhung grösstenteils als Vorsteuer
abgezogen werden könne. Er empfahl die Motion folglich zur Ablehnung. In der
Sommersessin 2021 nahm der Nationalrat die mittlerweile aufgrund des Ausscheidens
der Motionärin aus dem Rat von Niklaus-Samuel Gugger (evp, ZH) übernommene Motion
mit 119 zu 61 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) an. Zuvor hatte Gugger im Nationalrat darauf
hingewiesen, dass die Lenkungswirkung, wenn nicht bei der Landwirtschaft, dann
zumindest bei den Privatanwendungen auftreten könne, welche 10 bis 20 Prozent der
Nutzung der Pflanzenschutzmittel ausmache und bei welchen keine Vorsteuer
abgezogen werden könne. 19

MOTION
DATUM: 31.05.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2023 setzte sich der Ständerat gleichzeitig mit drei relativ
unterschiedlichen Motionen zum Thema «Mehrwertsteuer» auseinander: Neben der
Motion Riklin (cvp, ZH; Mo. 19.3783) für die Unterstellung von Pestiziden unter den
normalen Mehrwertsteuersatz behandelte der Rat auch eine Motion Maire (sp, NE; Mo.
18.4205) für einen reduzierten Mehrwertsteuersatz für Damenhygieneartikel sowie eine
Motion Hess (mitte, BE; Mo. 17.4126) für die Möglichkeit einer halbjährlichen
Mehrwertsteuerabrechnung. Gemeinsam hatten die drei Vorstösse, dass sie jeweils vom
Nationalrat angenommen und vom Bundesrat in die aktuelle Mehrwertsteuerrevision
aufgenommen respektive vom Parlament in deren Rahmen diskutiert worden waren,
noch bevor sie der Ständerat beraten hatte. Die kleine Kammer entschied sich daher
auf Antrag ihrer WAK, die Motionen abzulehnen, zumal sie bereits vollständig (Mo.
18.4205) oder teilweise (Mo. 19.3783) erfüllt waren respektive zumal sich der Ständerat
für eine alternative Methode entschieden hatte (Mo. 17.4126). Die Motion 19.3783 war
gemäss Bundesrat insofern erfüllt, als er in einem Aktionsplan zur Risikoreduktion und
zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln «die Risiken des Einsatzes von
Pflanzenschutzmitteln reduzieren und Alternativen zum chemischen Pflanzenschutz
fördern» wollte. Das Parlament verzichtete in der Folge jedoch darauf, die
Mehrwertsteuer für Pestizide zu erhöhen. 20

MOTION
DATUM: 28.02.2023
ANJA HEIDELBERGER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 7



Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes:
Weiterentwicklung der Mehrwertsteuer in
einer digitalisierten und globalisierten
Wirtschaft (BRG 21.019)

Indirekte Steuern

Zwischen Juni und Oktober 2020 führte der Bundesrat eine Vernehmlassung zur
Revision des Mehrwertsteuergesetzes durch. Die Regierung plante unzählige
Änderungen des Mehrwertsteuergesetzes in den Bereichen Steuerpflicht,
Steuerabrechnung und Steuersicherung. Insbesondere war geplant, die ausländischen
Versandhandelsunternehmen neu als Leistungserbringende einzustufen, wodurch sie
als Lieferanten die Mehrwertsteuer auf alle verkauften Produkte entrichten müssten.
Zudem sollten in der Revision zahlreiche parlamentarischen Vorstösse umgesetzt
werden. 

Im September 2021 präsentierte die ESTV ihren Vernehmlassungsbericht zu den 97
eingegangenen Stellungnahmen, unter anderem von 24 Kantonen, 5 Parteien (CVP, FDP,
GPS, SPS und SVP) und 63 Organisationen wie die Dachverbände der Städte und
Gemeinden, Dachverbände der Wirtschaft, FDK und übrige Organisationen aus sehr
heterogenen Bereichen wie die Post oder die SBB, das Mehrwertsteuer-
Konsultativgremium KG, verschiedene Verbände aus dem Gastro- oder
Tourismusbereich, aber beispielsweise auch Amazon Services Europe Sàrl oder Rakuten
Europe Sàrl (beide mit Sitz in Luxembourg), Curafutura und Santésuisse, der
Schweizerische Pensionskassenverband (ASIP), Greenpeace und WWF oder die
Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten. Dabei stiessen die
zahlreichen Regelungen auf deutlich unterschiedlichen Anklang. Keiner der
Vernehmlassungsteilnehmenden sprach sich gegen die Einführung der
Plattformbesteuerung aus, auch wenn durchaus Vorbehalte oder
Verbesserungsvorschläge vorgebracht wurden. Auch die Auskunftspflicht für
Versandhandels- und Dienstleistungsplattformen oder die Einführung des
elektronischen Nachweises für die Ausfuhr im Reiseverkehr wurden trotz Fragen und
Alternativvorschlägen grundsätzlich akzeptiert.
Als «begrüsst von fast allen» teilte die ESTV verschiedene andere Regelungen, etwa den
reduzierten Steuersatz für Produkte der Monatshygiene, die Steuerausnahme für die
aktive Teilnahme an kulturellen Anlässen oder die Steuerausnahme für Leistungen der
koordinierten Versorgung ein, die jeweils nur von Economiesuisse und teilweise von
SwissHoldings abgelehnt wurden.
Die übrigen Massnahmen stiessen auf mehr oder weniger starke Ablehnungen.
Besonders kritisch zeigten sich der Schweizerische Expertenverband für
Wirtschaftsprüfung, Steuern und Treuhand (EXPERTsuisse) und das Mehrwertsteuer-
Konsultativgremium, die zahlreiche der weiteren Bestimmungen, teilweise zusammen
mit anderen Akteuren, ablehnten. Auf besonders breiten Widerstand stiess etwa die
Ausweitung der Bezugsteuer bei Business to Business-Leistungen (B2B-Leistungen)
ausländischer Unternehmen sowie die Beweiserleichterung für ein Gemeinwesen bei
Subventionen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2021 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Mehrwertsteuergesetzes mit dem Ziel, die Mehrwertsteuer in einer digitalisierten und
globalisierten Wirtschaft weiterzuentwickeln. Mit den Änderungen in den Bereichen
Steuerpflicht, Steuerabrechnung und Steuersicherung beabsichtige er eine
Vereinfachung der Mehrwertsteuer für KMU, die Beseitigung von
Wettbewerbsnachteilen inländischer Unternehmen, Steuersicherung sowie die
Umsetzung verschiedener Motionen. Die Revision soll Mehreinnahmen «im mittleren
zweistelligen Millionenbereich» mit sich bringen, insbesondere verursacht durch die
Besteuerung der elektronischen Versandhandelsplattformen (ca. CHF 75 Mio.).
Demnach sollen ausländische Versandhandelsunternehmen, die sogenannten
«Plattformen», als Leistungserbringende eingestuft werden, wie es von einer Motion
Vonlanthen (damals noch cvp, FR; Mo. 18.3540) gefordert worden war. Zwar sind diese
Plattformen bereits heute ab einem Umsatz durch Kleinsendungen in der Schweiz von
CHF 100'000 mehrwertsteuerpflichtig, viele erreichen jedoch diesen Wert nicht – Ende
April 2020 waren nur 213 entsprechende Plattformen bei der Mehrwertsteuer
registriert. Neu sollen sie deshalb als Lieferanten die Mehrwertsteuer auf alle
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verkauften Produkte entrichten müssen. Dabei soll die ESTV auch Möglichkeiten für
administrative Massnahmen bei Zuwiderhandlung, wie ein Einfuhrverbot, die
Möglichkeit zur Zerstörung der Produkte und die Schaffung einer Liste mit fehlbaren
Unternehmen, erhalten. Anders als von der Motion Vonlanthen gefordert, soll jedoch
nur die Besteuerung der Plattformen für Gegenstände, nicht aber diejenige für
Dienstleistungen geändert werden, erklärte der Bundesrat. Letztere würden
üblicherweise bereits als Leistungserbringende gelten. Hingegen sei eine
Auskunftspflicht für Plattformen zu Unternehmen, die Beförderungs- oder
Beherbergungsleistungen erbringen, geplant.
Zur Reduktion des Aufwands der Unternehmen soll diesen die jährliche Abrechnung der
Mehrwertsteuer mit Ratenzahlungen ermöglicht werden. Die Steuersicherung soll
verbessert werden, indem der Handel mit Emissionsrechten der Bezugssteuer
unterstellt wird und Geschäftsführungsmitglieder juristischer Personen zur
Bereitstellung von Sicherheiten verpflichtet werden können.
Daneben sollen mit der Revision zahlreiche weitere Motionen umgesetzt werden, etwa
eine Motion der WAK-SR (Mo. 16.3431) für eine Streichung der Mehrwertsteuer auf
subventionierte Aufgaben, die Motion Page (svp, FR; Mo. 17.3657) für eine Beseitigung
der Ungleichbehandlung von Sport- und Kulturvereinen in der Mehrwertsteuer, die
Motion Maire (sp, NE; Mo. 18.4205) für eine Reduktion des Mehrwertsteuersatzes für
Damenhygieneartikel und eine Motion Humbel (mitte, AG; Mo. 19.3892) für eine
Ausnahme der Leistungen der hausärztlich koordinierten Versorgung von der
Mehrwertsteuer. 22

In der Sondersession im Mai 2022 behandelte der Nationalrat die neuste
Mehrwertsteuerrevision, ein «Sammelsurium von Massnahmen» (Schneeberger), die
grösstenteils auf eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer abzielten. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Céline Amaudruz (svp, GE) stellten dem Rat die Vorlage im
Namen der WAK-NR vor. Die Hauptpunkte der Revision waren in der Eintretensdebatte
kaum umstritten, die Fraktionen zeigten sich aber dennoch wenig begeistert von der
Revision: «Zu dieser Mehrwertsteuergesetzrevision haben Sie sich nicht mit grosser
Begeisterung geäussert», merkte denn auch Finanzminister Maurer an. Er wies jedoch
allfällige Kritik an der Vorlage gleich zu Beginn ans Parlament zurück: Der Bundesrat
habe neben minimalen, unumstrittenen Vereinfachungen lediglich vom Parlament
überwiesene Vorstösse umgesetzt. 
Der Nationalrat schuf nur wenige vom bundesrätlichen Entwurf abweichende
Regelungen: Unter anderem verlangte die Regierung aufgrund der Motionen Stöckli (sp,
BE; Mo. 18.4194) und von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363), im Ausland bewirkte
Leistungen der Reisebüros von der Mehrwertsteuer auszunehmen. Damit solle «die
administrative Hürde für ausländische Reisebüros» gesenkt und der Schweizer
Tourismus gefördert werden, erklärte Schneeberger. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch erfolgreich die Ablehnung der neuen Regelung, um eine
Benachteiligung der Schweizer Reisebüros zu verhindern. Eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) hatte hier überdies die Leistungen von Wiederverkäufern im Tourismusbereich von
der Mehrwertsteuer ausnehmen wollen, fand damit aber keine Mehrheit.
Auch bei den Bereichen, die von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen,
setzte sich die Kommissionsmehrheit gegen den Bundesrat durch. Sie wollte neben den
bereits betroffenen Gesundheitseinrichtungen und neu auszunehmenden Leistungen
der koordinierten Versorgung (Motion Humbel: mitte, AG; Mo. 19.3892) auch Leistungen
von Tageskliniken und Ambulatorien von der Mehrwertsteuer befreien. Zudem sollte
auch das Anbieten von Anlagegruppen von Anlagestiftungen gemäss BVG zukünftig nicht
mehr der Mehrwertsteuer unterliegen. Stillschweigend wurden beide Änderungen
angenommen, erstere gegen einen Minderheitsantrag Birrer-Heimo (sp, LU). 
Des Weiteren schlug die Kommissionsmehrheit vor, dass Steuerpflichtige mit
steuerbaren Leistungen unter CHF 250'000 und ohne Wohn- und Geschäftssitz in der
Schweiz ihre Leistungen zukünftig direkt mit der ESTV abrechnen können und nicht wie
bisher eine Vertreterin oder einen Vertreter bestimmen müssen. Eine Minderheit Marti
(sp, BL) sowie Bundesrat Maurer wollten den diesbezüglichen Status quo verteidigen:
Diese Vertretenden dienten der Kommunikation mit den Steuerpflichtigen und seien
nötig, weil amtliche Dokumente nur im Inland zugestellt werden dürfen. Allerdings
folgte der Nationalrat seiner Kommissionsmehrheit. 
Ansonsten wurden zwar zahlreiche Minderheitsanträge diskutiert, von denen blieb
jedoch der Grossteil erfolglos. So schuf der Nationalrat zum Beispiel wie vom Bundesrat
vorgeschlagen die Plattformbesteuerung der Versandhandelsplattformen, wie sie in
der Motion Vonlanthen (damals noch cvp, FR; 18.3540) gefordert worden war. Da deren
Zahl geringer sei als diejenige der Verkäuferinnen und Verkäufer, könnten die
Lieferungen besser zugeordnet und identifiziert werden, erklärte Daniela Schneeberger
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für die Kommission. Diese Änderung stiess denn auch nicht auf Widerstand. Vier
Minderheitsanträge Aeschi verlangten jedoch eine Präzisierung der Regelungen, um
eine Ungleichbehandlung der verschiedenen Plattformen sowie der schweizerischen
gegenüber den ausländischen Plattformen zu verhindern. Finanzminister Maurer
empfahl diese Anträge zur Ablehnung, zumal die vom Bundesrat vorgeschlagene
Regelung «sehr komplex» sei und bei Änderungen «vieles aus dem Lot» geraten könne.
Die Minderheitsanträge wurden in der Folge verworfen. Ergänzend definierte der
Nationalrat auf Antrag seiner Kommission den Begriff «elektronische Plattform». 
Ein weiterer umstrittener Aspekt betraf die Besteuerung der Emissionsrechte. Gemäss
Kommissionssprecherin Schneeberger hatte das Bundesgericht in einem Urteil
entschieden, dass der Emissionshandel zu besteuern sei, um Missbrauch zu verhindern.
Daher habe der Bundesrat eine «generelle Bezugsteuerpflicht [unter anderem] bei der
Übertragung von Emissionsrechten» geschaffen. Diesem Vorschlag wollte die
Kommissionsmehrheit folgen, während eine Minderheit Aeschi den Handel mit CO2-
Emissionsrechten von der Mehrwertsteuer ausnehmen wollte: Die CO2-Zertifikate
seien Lenkungsabgaben. Da mit diesen kein Mehrwert geschaffen werde, müssten sie
auch nicht der Mehrwertsteuer unterstellt werden, argumentierte Thomas Burgherr
(svp, AG), der zudem einen weiteren Minderheitsantrag zu dieser Frage stellte.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen diese Einschätzung und erachtete den Kauf
von Emissionszertifikaten als «klar definierte Leistung». Auch diese Minderheitsanträge
fanden im Nationalrat keine Mehrheit. 
Diskussionen gab es auch um die zukünftige Möglichkeit für ein Gemeinwesen, «von
ihm ausgerichtete Mittel gegenüber dem Empfänger oder der Empfängerin ausdrücklich
als Subvention oder anderen öffentlich-rechtlichen Beitrag» zu definieren – sofern die
entsprechenden Rahmenbedingungen erfüllt sind. Dies hatte eine Motion der WAK-SR
(Mo. 16.3431) gefordert. So stelle sich «immer die Frage, was eine Subvention» sei,
betonte der Finanzminister. Dadurch, dass die Gemeinwesen dies zukünftig festlegen
könnten, schaffe man in dieser Frage Klarheit. Dies bestritt jedoch eine Minderheit
Aeschi, die bezweifelte, dass die ESTV später entsprechende Klassifizierungen
akzeptieren werde. Wiederum folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit. 
Diskutiert wurde auch über die Frage, welche Güter zum reduzierten Satz besteuert
werden sollen. Der Bundesrat hatte diesbezüglich eine Änderung bei den Artikeln der
Monatshygiene beantragt, wie sie in der angenommenen Motion Maire (sp, NE; Mo.
18.4205) verlangt worden war. Eine Minderheit I Schneeberger wollte auf die Schaffung
dieser zusätzlichen Ausnahme verzichten, während eine Minderheit II Gigon (gp, VD) sie
um Windeln und Einlagen gegen Inkontinenz ergänzen wollte. Beide Anträge blieben
erfolglos, der Nationalrat blieb beim bundesrätlichen Vorschlag. Erfolglos blieb
überdies auch eine Minderheit Friedli (svp, SG) zur Unterstellung der
Beherbergungsleistungen unter den reduzierten Satz anstelle des Sondersatzes.
Insgesamt war in der Beratung lediglich ein Minderheitsantrag erfolgreich, nämlich
derjenige von Markus Ritter (mitte, SG) zur Beschränkung des Vorsteuerabzugs auf die
vom Vorsteuerabzug berechtigten Tätigkeiten. Heute gebe es beim Erwerb von
qualifizierten Beteiligungen einen Vorsteueranspruch «im Rahmen der zum
Vorsteuerabzug berechtigten unternehmerischen Tätigkeiten». Auf zusätzlichen
anderen Tätigkeiten sei jedoch kein solcher Abzug möglich. Durch einen
Änderungsvorschlag der Kommissionsmehrheit entstünde jedoch neu auch auf
Letzteren ein Vorsteueranspruch, was nicht gerechtfertigt sei. Mit 105 zu 77 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) folgte der Nationalrat Ritter in dieser sehr technischen Frage. Die
SVP- und die FDP.Liberale-Fraktion hatten die Version der Kommissionsmehrheit
bevorzugt. 
Stillschweigend hiess die grosse Kammer unter anderem in Übereinstimmung mit einer
weiteren Motion Page (Mo. 17.3657) die Ausnahme der für eine Teilnahme an kulturelle
Anlässe verlangten Entgelte von der Mehrwertsteuer gut. Unbestritten war auch die
Schaffung einer Mithaftung für Mitglieder der geschäftsführenden Organe bei Serien-
Konkursen. Auch die jährliche Abrechnungsmöglichkeit für die Mehrwertsteuer stiess
im Nationalrat nicht auf Widerstand. 
In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat diese thematisch breite
Mehrwertsteuerrevision mit 129 zu 53 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. Sowohl die
ablehnenden Stimmen als auch die Enthaltung stammten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. Zudem nahm der Nationalrat auch die Petitionen von Campax mit dem Titel
«Bloody unfair - runter mit der Tampon-Steuer!» (Pet. 19.2017) und von der
Jugendsession 2017 zur «Überarbeitung der Mehrwertsteuer zu Gunsten der AHV» (Pet.
18.2006) zur Kenntnis. 23
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In der Frühjahrssession 2023 begann der Ständerat die Beratung der
Mehrwertsteuerrevision. Die WAK-SR beantragte dabei zahlreiche Differenzen
gegenüber der nationalrätlichen Version. Zu Beginn der Debatte stellte
Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) klar, dass sich die WAK-SR gegen die
diskutierte Ausweitung der Plattformbesteuerung auf elektronische Dienstleistungen
ausgesprochen habe. Stattdessen habe man eine Motion eingereicht, um die
Auswirkungen einer solchen ausführlich klären zu können. 

Die meisten Aspekte der Vorlage hiess der Ständerat als Zweitrat stillschweigend gut,
etwa die Unterstellung der Produkte der Monatshygiene (z.B. Tampons und Binden)
unter den reduzierten Mehrwertsteuersatz von 2.5 Prozent statt wie bisher 7.7 Prozent
(gemäss der Motion Maire: sp, NE; Mo. 18.4205), die Schaffung der neuen
Plattformbesteuerung (gemäss der Motion Vonlanthen: damals cvp, FR; Mo. 18.3540)
oder die Gleichstellung von Sport- und Kulturvereinen bei der Mehrwertsteuer (gemäss
der Motion Page: svp, FR; Mo. 17.3657). 

Abweichungen gegenüber dem Nationalrat schuf die kleine Kammer jeweils auf Antrag
ihrer Kommission – der sie in allen Anträgen folgte –, beispielsweise bei der Behandlung
von gewinnorientierten Anbietenden im Gesundheitsbereich. In mehreren Punkten war
der Nationalrat zuvor von der bisherigen Regelung, wonach lediglich nicht
gewinnorientierte Unternehmen von der Mehrwertsteuer ausgenommen werden
können, abgewichen. So hatte er etwa auch den Belegärzten in Ambulatorien oder
Tageskliniken erlaubt, ihre Leistungen ohne Mehrwertsteuer abzurechnen, obwohl
diese Gewinne erzielen können. Die Kommissionsmehrheit befürwortete es
diesbezüglich hingegen, bei dem Prinzip zu bleiben, wonach alles, «was Gewinn abwirft,
[...] auch der Mehrwertsteuerpflicht unterliegen» soll, wie es Kommissionssprecher
Ettlin formulierte. Hingegen wich die Kommissionsmehrheit selbst von dieser Regelung
ab, als sie beantragte, dass nicht mehr nur wie bisher die gemeinnützigen
Organisationen der Krankenpflege (konkret die öffentliche Spitex) Betreuungs- und
Begleitungsleistungen mehrwertsteuerbefreit anbieten können sollten, sondern auch
die gewinnorientierten. Sie begründete diesen Entscheid damit, dass es keinen Sinn
mache, dieselben Leistungen je nach Anbietenden unterschiedlich zu besteuern. Eine
Minderheit Sommaruga (sp, GE) lehnte den Bruch mit dem bisherigen Konzept ab und
beantragte die Streichung dieser Neuerung. Finanzministerin Keller-Sutter ergänzte,
dass damit nur eine neue Ungleichbehandlung geschaffen werde, zum Beispiel
gegenüber allen anderen Unternehmen, die Reinigungsleistungen anbieten, aber keine
Spitex-Organisation darstellten. Mit 20 zu 18 Stimmen folgte der Ständerat jedoch
seiner Kommissionsmehrheit. 
Hingegen sträubten sich die Kommissionsmehrheit sowie die kleine Kammer gegen
weitere, vom Nationalrat vorgesehene Ausweitungen der Ausnahmen von der
Mehrwertsteuer im Gesundheitsbereich. So lehnte der Ständerat etwa eine allgemeine
Ausnahme des Zurverfügungstellens von Personal zur Krankenbehandlung oder
Sozialhilfe von der Mehrwertsteuer ab – bisher war eine solche Ausnahme nur religiösen
oder weltanschaulichen, nicht-gewinnorientierten Einrichtungen möglich gewesen.
Auch eine Ausdehnung der Ausnahmen auf alle Leistungen der koordinierten Vorsorge –
auch auf die vom Bundesrat ausgenommenen administrativen Leistungen – hiess die
Mehrheit der WAK-SR nicht gut. 

Differenzen schuf der Ständerat auf Antrag seiner Kommission auch in anderen
Themenbereichen. Bei der Umsetzung der Motionen Stöckli (sp, BE; Mo. 18.4194) und
von Siebenthal (svp, BE; Mo. 18.4363) für eine Ausnahme von ausländischen
Touranbietern von der Schweizer Mehrwertsteuer etwa hatte der Bundesrat
vorgeschlagen, dass Dienstleistungen von Reisebüros am Ort der wirtschaftlichen
Tätigkeit der Reisebüros besteuert werden sollen. Dies sollte sicherstellen, dass
ausländische Reisebüros auch weiterhin Reisen in die Schweiz anbieten, der
Nationalrat hatte die neue Regelung jedoch gestrichen, da sie die Schweizer
Reiseanbietenden benachteiligen würde. Die WAK-SR schlug stattdessen erfolgreich
vor, die Ungleichbehandlung zu beheben, indem auch die Schweizer Anbietenden von
der Mehrwertsteuer befreit werden.
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission auch zur Umsetzung der Motion Riklin
(damals cvp, ZH; Mo. 19.3783). So werden heute «sämtliche Hilfsmittel der
Landwirtschaft zum tieferen Satz besteuert», wie der Kommissionssprecher ausführte –
somit also auch Pestizide, die auch in Privatgärten eingesetzt werden. Neu sollen
gemäss Kommission und Ständerat jedoch nur noch umweltfreundliche
Pflanzenschutzmittel dem tieferen Satz unterstehen, womit die Motion erfüllt würde. 
Schliesslich ist es möglich, dass bei der ESTV registrierte und nach der effektiven
Methode abrechnende steuerpflichtige Importeurinnen und Importeure ihre
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Mehrwertsteuer nicht am Zoll entrichten und diese später als Vorsteuer zurückfordern
müssen, sondern direkt in der Mehrwertsteuerabrechnung verrechnen können. Dieses
sogenannte Verlagerungsverfahren sollte gemäss Bundesrat neu auch für die
Plattformen gelten. Der Nationalrat wollte es zudem auf alle Importeurinnen und
Importeure ausdehnen, was gemäss WAK-SR jedoch eine Verschiebung von CHF 2.9
Mrd. an Einnahmen auf einen späteren Zeitpunkt, Mehraufwand für die Verwaltung und
die Unternehmen sowie eine Benachteiligung der Binnenwirtschaft bedeuten würde.
Folglich beantragte die Kommission erfolgreich die Streichung der entsprechenden
Ausdehnung durch den Nationalrat.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf – mit insgesamt 14
Differenzen zum Nationalrat – einstimmig (mit 35 zu 0 Stimmen) an und schrieb
verschiedene ihm zugrunde liegende Vorstösse ab. Jedoch entschied er sich auf Antrag
seiner Kommission, bei der Motion 16.3431 der WAK-SR auf eine Abschreibung zu
verzichten, da man die Grundsatzfrage des Vorstosses, nämlich ob subventionierte
Aufgaben der Mehrwertsteuer unterliegen sollen, noch nicht geklärt habe. 24

In der Sommersession 2023 führte das Parlament das Differenzbereinigungsverfahren
zur Mehrwertsteuerrevision durch. Offen waren noch 14 Differenzen, von denen der
Nationalrat anfänglich lediglich drei bereinigte. So pflichtete er – entgegen einem
Antrag Aeschi (svp, ZG) – dem Ständerat nach dessen Widerstand bei, dass die
Möglichkeit geschaffen werden kann, auf eine Steuervertretung in der Schweiz zu
verzichten, und lehnte zudem die von ihm selbst zuvor vorgeschlagene Ausdehnung des
Verlagerungsverfahrens auf alle Importe ab. Zudem willigte er ein, die Motion 16.3431
der WAK-SR noch nicht abzuschreiben.

Den Grossteil der offenen Differenzen bereinigte in der Folge der Ständerat. So folgte
er dem Nationalrat unter anderem bezüglich eines Kurswechsels bei den
Mehrwertsteuerausnahmen im Gesundheitsbereich. War es bisher nur nicht
gewinnorientierten Unternehmen möglich, ihre Leistungen mehrwertsteuerbefreit
abzurechnen, sollten neu etwa auch Belegärzte in gewinnorientierten Ambulatorien von
der Mehrwertsteuer befreit werden können. Zudem hiess er etwa auch den neuen
nationalrätlichen Vorschlag für eine Zurverfügungstellung von Personal gut: Deren
Steuerbefreiung war bisher auf religiöse und weltanschauliche, nicht gewinnorientierte
Organisationen beschränkt gewesen, neu sollten jedoch alle nicht gewinnorientierten
Organisationen davon profitieren können. 
Unter den vom Ständerat abschliessend bereinigten Differenzen befanden sich auch
ein paar, zu denen die Kompromissfindung bereits vorher eingeleitet worden war. Bei
der Frage, ob nur ausländische Reisebüros oder auch Schweizer Reisebüros von der
Mehrwertsteuer ausgenommen werden sollen, war der Nationalrat der kleinen Kammer
zuvor entgegengekommen und hatte den ständerätlichen Vorschlag im Auftrag der
Verwaltung nur noch leicht sprachlich korrigiert. Auch diesen Punkt konnte der
Ständerat somit bereinigen – genauso wie eine Regelung, wonach Leistungen per
Streaming am Ort der «charakteristischen Leistung» besteuert werden sollen. Zudem
hatten Stände- und Nationalrat Korrekturen an einer Regelung für Ausnahmen aus der
Mehrwertsteuer für Leistungen, die zwischen ausschliesslich von Gemeinwesen
gegründeten Stiftungen und den an ihrer Gründung beteiligten Organisationseinheiten
stattfinden, vorgenommen, welche der Ständerat nun ebenfalls guthiess. 

Offen blieben für den Nationalrat lediglich noch zwei Differenzen, welche er in der
folgenden Behandlungsrunde bereinigte: So hatte der Ständerat zuvor entgegen dem
Antrag seiner WAK-SR daran festgehalten, nicht nur öffentliche Spitex-Organisationen
von der Mehrwertsteuer auf Betreuungsleistungen auszunehmen, sondern auch
gewinnorientierte Spitex-Organisationen. Zudem hatte es der Ständerat abgelehnt, die
Regelung zum Streaming erst per Januar 2025 in Kraft zu setzen – in beiden Punkten
willigte der Nationalrat nun abschliessend ein und bereinigte damit den Entwurf zur
Revision der Mehrwertsteuer.

In der Folge nahm der Nationalrat den Entwurf in den Schlussabstimmungen ohne
Gegenstimme mit 191 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an, der Ständerat einstimmig mit
44 zu 0 Stimmen. 25
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